
65 mot miedet einmal Mls! i bhi in nieDEM oerMimm.
* 1 Su# Berlin wird uns gedrahtet: »Tine Flut von D e r l e u m-

erung

cngenomÄC «.

Im Anschluß daran wird das Gesetz auch in dritter Lesung
angenommen.

DaS Hau» vertagt sich auf Freitag, 1 Uhr: Kleine Vor-
lagen. — Schluß gegen 6 Uhr.

Der tlrMtgeierltnb tU für
LohtterhShsllste«.

Die Schleifer uei> Gürtler MM» sich noch wt

Politische Nachrichten.

Zur Lage in der Reich-Hauptstadt. x
Eine gewisse Entspannung der Lage scheint in Berlin einge>

treten zu sein. Allerdings ist noch immer keine Klarheit über die
Vorbereitungen und über den Umfang der neuen gegen-
revolutionären Bewegung geschaffen. Darum ist e» nur zu be-
grüßen, daß die Regierung in keiner Weise sich in Sicherheit
wiegt und alle Vorbereitungen trifft, um gegen Ueberraschungcn
gesichert zu sein. So wird bekannt, daß die Regierung eine
Brigade durchaus zuverlässiger Truppen unter guter
Führung nach Berlin zusammenzieht und diese Brigade zur be
sonderen Verfügung de» Reichrpräfidenten bereit hätt.

Vorboten de« Wahlfleg«.
Der ErmichterungSprozetz macht unter den fnegeleiteiee

Ruhrbcrgleuten Rtefenforischritte. In die Reihen der lommumx
ftifd)en Arbeiter kommt elementar die Erkenntnis, daß sie feit
langem ein Spielball in den Händen gewissenloser Leute waren.
Zahlreiche kommunistische Ort-gruppenführer wurden als
deutschvölkische Reichswehroffiziere entlarvt.
Aktenmätzig sicht fessi daß sogar der Hauplführer der Kouv-
muniften in Barmen ein Reichswehroffizier war, bet an bet
Auspeitschung der Leidenschaften ein voll gerüttelt Matz hon
Schuld trägt. Die Wirkung be» Mißbrauchs, der mit den ab»
geirrten Bergarbeitern getrieben ist, ist aber sehr erfreulich für
die GewerischaftSbewogung und die Partei. )nt Bezirk Hamm
sind in einer Woche über 300 Mitglieder bet Syndikal 1 -
stischen Freien Vereinigung in den Berg-
arbei ter verband z u r si ck g e k ehr si Die fofliaIbeino
krarische Partei be» Kreise» Hagen machte in den beiden Wochen
vor und nach Ostern in den Reiben der ehemals lommirnistischeu
Arbeiter hunderte Aufnahmen. Im Streife Reck» »
linghausen. der Hochburg der Syndikalisten, sind zahl-
reiche Ortsgruppen der Freien Vereinigung ge f chl0f se n zum
Bergarfteiterverband überfetteten. Hoffentlich wird bi« Ueber«
Tilgung in dem Arbeitern allgemein, daß der PutschiSmn» nur
her Reaktion dient unb baff nur die Demokratie den
Weg ebnet in» sozialistische Neuland.

Meilei' IlBÖ MksleMVMWS.

Hamburg und Umgegen-
Allgemek» verbindlicher Tarifvertrag im Großhandel.
/ Der zwischen dem Deutschen TransportaiLeiterverhand und
dem Arbettgeberverband des Großhandels in Hamburg, e. V, ant .
18. Dezember 1919 abgeschlossene Tarifvertrag zur Regelung Ixt '
Lohn- unb Arbeitsbedingungen für die nn Großhandel beschäf-
tigten Lagerarbeiter, Packer, Boten, Hau»dsieuer,
Fahrstuhlführer, Portier», Wächter, Arbeite-
rinnen, Kutscher unt $ ein I ü f er ist gemätz § 2 der
Verordnung vom 23. Dezember 1918 für Hamburg, Altowa und
Wandsdeck vom ReichSarbettsminister für allgemein verbindlich
erklärt worden. Die allgemeine Verbindlichkett beginnt mit dem
15. Mörz 1920.

Zar Loh-Vtwezvug der Seeschiff«werste«
haben wettere Verhandlungen am 12. diese» Monat» (tätigesun«
den, wobei zwischen den in Betracht kommenden Organisationen
hinsichtlich der Entlohnung jugendlicher Arbeiter eine Einigung
erzielt worden ist. Die Lühne der juoendlichen Arbeit« betragen
vom 1. Spnl an für au«getemte Arbeiter unter 20 Jahren
8,80 X pro Ctunbe, für ungelernte jugendliche Arbeiter unter
16 fahren 1 X, unter 16 Jahren 1,80 X, unter 17 .Jahren
2,80 X, unter 18 Zähren 2,80 X, unter 19 Jahren 3,10 X,
unter 20 Jahren 3,40 X pro Stunde. Ueber die Lehrsinge
eririgte man sich dahin, daß vom ersten bis vierten Lehrjahr pro
Stunde 1 X, 1,30 X, 1,60 X unb 2 X gezahlt tttrben sollen

Amnestie für Rotgardisten.
Der sozialdemokratische Abgeordnete H u6 hat im Haupt-

auSschutz der Nationalversammlung beantragt, den Mitgriedem
der Roten Armee im Ruhrgebiet auch für die Teilnahme an den
Kämpfen Amnestie zu gewähren, von bet Anrnestte
soll nur ausgenommen sein, wer gemeine Verbrechen
begangen hat. ,

Zarte Rücksichtnahme auf Frankreichs
Nach einer Londoner Meldung be» »Petit Parilien" erklärte

Bonar Law im englischen Unterbaute, der französisch-eng-
lische Notenwechsel über die Besetzung von Frankturt
werde nicht verössentlicht. — Wie erinnerlich, hat man gerade
von jener Seite wählend des Kriege» hu in er wieder den „heiligen"
®tnvur vernommen, man wolle der elenden Gehetmpolitik
völlig den Garou» machen. Und nun? Jetzt treibt man ungeniert
daSsel e, was man lrüher zu bekämpfen borgab. Aber e» gilt ja in
diesem Falle die höchst empfinblichen Herrschaften in Pari« zu schonen,
und da heißt eS in puncto Geheimpoiiiik: ,3a, Bauer, da» ist ganz
wa» andere» I"

Die Proteststreik» wegen der Sinnfeiner-Verfolgnngev.
Nach einer Meldung au» London traten die Dockarbeiter, Fuhr-

leute, Arostwagenführer und ein Teil der Weritarbeiter von London-
Deriy zum Protest gegen die Behandlung der ver-
hafteten S innfrfner in den Ausstand. Der Verkehr
zwischen den Höfen von S ü d w a I e« und Irland» ist eingestellt.
In Limerick ist der Streik vollständig. Die Banken unb Handels-
häuser sind gelchlossen. Ter Zugverkehr ist völlig unterbrochen. Der
Streik in Dublin breitet sich weiter au».

Strafantrag gegen einen Zengen im baillaux-Proref;.
Im Prozest gegen Caillaur stellte bet (SenrralRaatlanmalt,

nach enter Mttdung au» Pari«, gegen (inen der Hauptzeugen der
Anklage, den argentiniiiten Journalisten Resewald, Straf•
antrag, weil festgestellt lei, das) dieser falsche Angaben machte. Der
Zeuge heiße in Wirklichkeit Lohen, stamme au« dem Saargediet
und sei 1872 in Saargemünd mit Gefängnis bestraft worden.

Die neue Regierung ie Anatolien.
Nach einer TimrSmeldung au» Konstantinopel rief sich

Mustapha Kemal Palcha zum « r 0 ß w e s i r der neuen Re-
gierung in Anatolien au». Er übernimmt da» Kriegsminifterntm.
Sein Minister für Auswärtige Angelegenheiten ist der ehemalige türkische
Botschafter in Wolhinglon Ahmed Rustan. ,Ferid Pascha
übernimmt das Ministerium des Innern.

Kleine politisch« Nachrichten.
Der französischen Kammer ging ein Antrag des Ab-

geordneten Gerald zu, den 1. Mai zum gesetzliche» Feier-
tag zu erklären.

Im englischen U»terhau« wurde die hen Friedens-
verträgen mit Oesterreich und Bulgarien Wirkung
verleihende Bill tn zweiter Lesung mit 166 gegen 34 Stimm«! an-
genommen.

In Guatemala wurde ein Waffenstillstand unter-
zeichnet. Präsident Cabrera soll das Land verlassen Haden.

Millerand begibt sich heute nach San Rem». Er wich
unter andern von Foch unb Venizelos begleitet.

Empfinden verletzen.
Rach § 3 bedürfen Bildstreifen, zu deren Vorführung Jugend-

liebe unter 18 Jahren yugelafsen werden, besonderer Zulassung.
Ein «niratz eine? Teile» der Demokraten fordert biet die Fest,
setzung des 17. Lebensjahre», entsprechend bkr Jugendvorlage.

Frau Zietz (USP.) erklärt sich gegen jede Zensur und auch
gegen die Festlegung einer Altersgrenze. Die Filmindustrie muß
sozialisiert unb kommunalisiert werden, darf aber
nicht unter Zensur gestellt werden; denn die Zensur wird doch nur
im politischen Sinne ausgenutzt werden.

Krüger (SD.): Ob die Sozialisierung der Filmindustrie
heute möglich ist oder nicht, ist noch nicht gewiß, und die
Nationalversammlung kann sich damit noch nicht be-
fassen. Ta8 wird Aufgabe de» Reichstage» fein. ®eim_ flom«
munalisierungögesetz ist übrigens auch die Kominunaliperung
der .Kinos ins Äuge gefaßt. — § 8 bleibt unverändert. Die Liters-
grenze bleibt also 18 Jahre. ,

Der Rest des Gesetzes wird unter Ablehnung eine? un-
abhängigen Antrages auf Vorlegung eine» Gesetzentwurf? über
die Sozialisierung der Bildstteifenherstellung und über die Be-
fugnis der Gemeinden zur Korn»n.nakisierung (eine beträchtliche.
Mrnder^tt ist bafür) im «e fien tlichen unec rönKx-64

militärische Kontrolle gestellt werden sollen, ist ganz
unerhört. (Zustimmung link».) Zu jeder Verhandlung soll
nämlich der militärisch« Befehlshaber einen oder mehrere Kom-
missare entsenden können. Da» wäre

eine veeinstustung der Merichte
ttrtb deshalb müssen die Kommissare aus dem Gesetz unter Älen
Umständen beseitigt werden. Sollen etwa nur neue Stellen ge-
schaffen werden, in die gewisse Leute hineingeschoben werden? —.
Weiter soll bi« Untersuchungshaft schon verhängt werden können
nur int Interesse der Disziplin, und Berufung gegen die Urteile
in Milttärsachen darf nur bei den militärischen Vorgesetzten ein-
gelegt werden. DaS müssen wir ablehnen. ES scheint beinahe,
als ob man die Zuständigkeit der bürgerlichen Gerichte in
Militärangelegenheiten durch solche Bestimmungen sabotieren
will, um nachher sagen zu können, die bürgerlichen Gerichte
hätten sich nicht bewährt. — Auch die Disziplinarordnung muff
auf eine gesetzliche Grundlage gestellt werden. — Die National-
versammlung hat die Pflicht, ihr in der Verfassung niedergelegter
Versprechen zu erfüllen. Aber eine Anzahl von Unebenheiten
müssen auS dem Gesetz attsgemerzt werden. Deshalb beantrage
ich Verweisung an den AuSschttff. (Beifall bei den Sozialdemokr.)

Graf zu Dnbnn (DVP.)- Dieses Gesetz hätte Zeit bi» zur
allgemeinen Justizreform. Wir sind schon deswegen gegen da»
®efe?, weil wir kein Vertrauen zum Justizminister haben. (Bei-
fall recht?, Lachen bei der Mehrheit.)

Dr. Falk (DDP.): Der Abgeordnete Graf zu Dohna hat
da» Bedürfnis gefühlt, bi« Entgleisungen Kahl? zu rechtfertigen.
(Große Unruhe bei bet DVP.) Der Justizminister wird ttotz be»
Mißtrauens ber Deutschen Volkspartei ruhig schlafen können.
Herr Graf zu Dobna, Sie sind ja Professor der Rechte. Sie
haben behauptet. Sie wollten die Mackitfphare deS JuftizministerS
nicht erweitern. Tiefe wirb ja durch da» Gesetz gar nicht er-
weitert, Herr Jurist! Eie wollen aber nur den üblen Eindruck
der Rede KablS abschwächen. (Lebhafter Widerspruch bei ber
Deutsche" VolkSvartei.) Tie Vorfälle auf ber Warbttrner Uni-
versität schreien direkt nach einem raschen Eingreifen. Die Wahl
will Herr Diedrich jetzt erst im Oktober haben. (Härm recht« unb
Zurufe.)

Präsident Fehrenbach: Den Lärm von gestern habe ich heute
noch in den Ohren. Sie sollten heute doch ruhig bleiben. (Heitere
Zustimmung.)

Ralf (DDP.): Dir beantragen Ausschußberatung.
Seeoer (USP.): ^a« Gesetz e”t r prirbt noch lange nicht

unfern Forderungen. Bei gutem Willen läfft sich auch in kurzer
Zeit ein gutes Gesetz schaffen.

Reichsjustizminister Blunck: Ma» Graf zu Dohna gesagt
hat, war zum großen Teil wohl noch ber Rest von den Schmutz-
kübeln, die erstem der Abacordnete Dr. Kahl über micki, ent-
leert hat. (Sehr richtig! bei den Demokraten.) An» dem Steno-
gramm meiner Rede geht hervor, baff ich parlamentarisch un-
zulässige Bemerkungen nicht gemacht habe.

Die Kriminalität in unserer Wehrmacht
ist in erschreckendem Maffe gestiegen. Sie verhält sich in Dresden
wie 15 : 1 gegenüber dem FriedenSverhältni». Ter Personal-
mangel führt zu den größten Mißständen. Wir müssen bief
baldmöglichst eingreifen.

Schulz (DNP.): Wir haben schwere Bedenken gegen die
Vorlage. Die Militärgerichtsbarkeit hat sich glänzend bewährt.
Sie muff fortbestehen. Der Abgeordnete Dietrich hat nicht
Herbstwahlen verlangt. Von bestimmten Planen hat Lü11witz
den Führern ber Rechtsparteien keine Mitieilityw. gemacht.

Dr. Kahl (DVP.): Ich habe gestern bemerkt, ter Ton einer
Rede sei abhängig von dem Bildungsgrad. Der Justizminister
wollte wohl diese Auffassung durch seine heutige Schinutzbemerkung
nur beitätigen.

Der Gesetzentwurf geht an einen besonderen Ausschuß 6zxt
Ä Mitgliedern.

Das Gesetz zur Aenderung ber Schaumwein steuer,
wonach diese 12 X für die Flasche und für Iruchtschaumwein 3 X
betragen soll, wird in allen drei Lesungen angenommen.

Ein Antrag deS Ausschusses für WohnungSpolitik,
ber einheitliche Maßnahmen zur Regelung ber Produktion ber
Beschaffung und Bewirtschaftung von Baustoffen fordert, wird
angenommen, ebenso ein Ausschußantrag auf Vorlegung
rin«? Gesetzes über die Baukostenausgleichsbeträge.

Es folgt die zweite Lesung des Gesetzentwurfes über die
Prüfung von Bildstreifen für Lichtspiele.

C^be iDDP.): Wir werden für die Herabsetzung deS Schutz-
alters auf 17 Jahre stimmen. Die Vertreter der Kunst unb ber
mobersten Jugendbewegung sollen bei ber Zensur mitwirken.
Hoffentlich können wir bald daS Filmgeseh wieder aufheben,
sobald daS Stino ein Tempel wahrer Bildung und reiner Freude
sein wird.

Frau Weber (Z.):. Für die Sozialisierung ist da« Kino
noch nicht reis. Daher müssen wir die Reform auf dein Boden
der Gesetzgebung versuchen.

Frau Mcnd« (DVP.): Wir erhoffen von dem Gesetz, baff
e» die Darbietungen des Films verbessert.

Sirüget (SD.): Di« Selbstzensur der Kinoindustrie hat nicht
den Grtoartungen entsprochen, die das deutsche Volk mit Recht
an eine solche Zensur stellen kann. Trotzdem können wir un8
nur schweren Herzen» zu einer" Zwangszensur verstehen, denn
wir wollen eine solche prinzipiell vermeiden. Die wahre
GeisteSfrriheit muff rin unumstöffliches Palladium ber
deutschen Republik fein. Ein Filmverbot bars nur ben Zweck
haben, das Volk von Schmutz unb Brutalität zu befreien. Nie-
mals darf ein Filmwert durch die Zensur au» politischen, sozialen,
religiösen ober Weltanschauungsgründen verboten werben. Die
Zensur wird nur ein Notbehelf fein. Trotz ber strengsten Zensur
ist ja auch unter dem alten System viel Kitsch gezeigt worden.
Wir hoffen, baff durch die Regierungsvorlage die berufenen
Kreise, die auf kulturellem Gebiet die Führer des Volkes sind,
auch gleichzeitig

di« Zensoren des Film» ,
werden. Wir sind stolz daraus, baff gerade die Jugendorgant-
s a t i 0 n e n im Kampf gegen ben Schund ihren Mann gestanden
haben. Eine endgültige Besserung wird übrigen» auch durch
daS vorliegende Gesetz nicht erzielt werden. Der Film darf nicht
nur ein Volksunterhaltungsmittel, sondern muff
auch ein Bildungsmittel im edelsten Sinne des Wortes
fein. (Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) Tie Anfänge
sind da, namentlich die „UFA" hat sich ein Verdienst erworben.
Der Film kann auch die Völker international
einander näher bringen. Wir werden, so schwer es un»
auch wirb, für bas Gesetz eintreten unb un» auch nicht burch den
Druck einschüchtern lassen, ben gewiss« Filmzeitschriften auf baff
Parlament auszuüben versuchen. (Beifall bei den Sozialdemokr.)

Frau Oicrfer (DNP.): Das Gesetz läßt viel von un» auf-
gestellte Wünsche unerfüllt.

Dütvell (USP.): Wir sind Gegner jeder Zensur, verkennen
aber nützt, daß gegen die Aurwüchse im Film irgend etwa» ge-
schehen muff.

§ 1 wirb angenommen. ES wird dazu beschlossen, baff auch
bie für da» Ausland bestimmten Filme unter das Gesetz fallen.
Die Bestimmung, baff bie Zulassung untersagt werden soll, wenn
durch ben Film bie Religion oder religiöse Einrichtungen herab-
getoütbigt werden, wird auf Anttag Arnstadt (DNP.) dahin ge-
ändert, daß alle Bildstteifen verboten sind, die daS religiöse
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